
 

 

                  

 

 

Beschluss  

 

TOP I.28 

Pakt für den Rechtsstaat – Drei Säulen für eine starke Justiz 

 

Berichterstattung: Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-

len, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-

Holstein, Thüringen 

 

1.  Die Justizministerinnen und Justizminister bekräftigen ihre bereits im Rahmen der 

Herbstkonferenz im November 2022 und der Frühjahrskonferenz im Juni 2025 gefassten 

Beschlüsse zum Pakt für den Rechtsstaat. Es bleibt die gemeinsame zentrale Aufgabe 

von Bund und Ländern, den Rechtsstaat zu bewahren und seine Resilienz zu stärken.  

2.  Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen vor diesem Hintergrund die Ver-

handlungen für einen erneuerten Pakt für den Rechtsstaat zwischen dem Bund und den 

Ländern, der auf drei Säulen fußend eine verbesserte Digitalisierung, eine Verschlan-

kung von Verfahrensabläufen und eine deutliche personelle Stärkung der Justiz vorsieht.  

3.  Sie begrüßen den breiten Konsens zur weiter erforderlichen personellen Verstärkung 

der Justiz im Rahmen des Pakts für den Rechtsstaat. 

4.  Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesministerin der Justiz und für 

Verbraucherschutz, die gemeinsam mit den Ländern konstruktiv und sachorientiert ge-

führten Verhandlungen zum Pakt für den Rechtsstaat zeitnah zum Abschluss zu bringen. 

 
 
 

Herbstkonferenz 

7. November 2025 in Leipzig 


